
GEMEINDE 
BAD ZWISCHENAHN

1. Bebauungsplan Nr. 170 – zwischen Nordweg und Heideweg – sowie 87. Änderung 
des Flächennutzungsplanes

Ergebnisse aus der Frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden

und Vorstellung der Entwurfsplanung

Sitzung des Ausschusses für Planung, Energie und Umwelt
13. September 2022



Luftbild
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Geltungsbereich

Gesamtgröße des 
Plangebietes: ca. 33,45 ha 
(334.521 m²)



Planzeichnung
Neuaufstellung
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Überplanung des Bebauungsplanes 
Nr. 1,3, Ofen

Übernommene Festsetzungen

- Allgemeines Wohngebiet
- max. Geschosszahl 
- Überbaubare Fläche (geringfügigen 

Erweiterungen)
- GRZ: 0,4
- Spielplätze
- Wallheckenschutzstreifen



Planzeichnung
Neuaufstellung
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Überplanung des Bebauungsplanes 
Nr. 1,3, Ofen

Neue Festsetzungen

- Erweiterung des Geltungsbereich zwischen 
Brokhauser Weg und Heideweg (bisher § 34 BauGB)

- Allgemeine Wohngebiete entlang des Feldkamps
und südlich Brokhauser Weg

- Abweichende Bauweise
- Überbaubare Fläche (geringfügigen 

Erweiterungen)
- Unterschiedliche Maße der baulichen Nutzung 

(WA1 und WA2)
- Lärmschutzfestsetzungen
- Wasserschutzgebiet



Frühzeitige Beteiligung

• Frühzeitige Beteiligung fand zwischen dem 16. Mai und 17. Juni 2022 statt

 Zwei Stellungnahmen von privater Seite

 15 Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange (TÖB)
 6 TÖB ohne Bedenken, Anregungen oder Hinweise

(PLEdoc GmbH; Avacon Netz GmbH; Gastransport Nord GmbH; Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 
Oldenburg; Landwirtschaftskammer Oldenburg; Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH; 
Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege – Referat Archäologie)
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generelle Hinweise
EWE Netz GmbH

 Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden 
sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE NETZ 
GmbH

Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband
 Versorgungsleitungen innerhalb des Plangebietes, die nicht 

überbaut werden dürfen

 Hinweise zum Versorgungsdruck sowie zur 
Löschwasserversorgung

Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
 Straßenbaulastträger der K 348 „Hermann-Ehlers-Straße“

unmittelbar betroffen

 keine Vorgaben, Anmerkungen oder Hinweise 
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inhaltliche Hinweise
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie

 Hinweis auf Gashochdruckleitung der EWE Netz GmbH

 Hinweis auf den NIBIS-Kartenserver zu weiteren Informationen 
über die Baugrundverhältnisse

Haaren-Wasseracht
 Vorhaben darf Abfluss des Brokhauser Wasserzuges (Wzg. 

4.04/1) nicht beeinflussen

 Errichtung von baulichen Anlagen jeder Art, Einfriedungen über 
1,20 m Höhe, Veränderungen der Geländeoberkante und 
Anpflanzungen in einer Entfernung von weniger als 5,0 m von 
der oberen Böschungsoberkante (bzw. der Rohrachse) sind 
unzulässig

 Böschungsoberkante maßgeblich

 Gewässerstreifen sind von jeglicher Einzäunung, Bepflanzung, 
Nebenanlagen etc. freizuhalten
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inhaltliche Hinweise
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr 

 Landkreis Ammerland, vertreten durch die Niedersächsische 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich 
Oldenburg (NLStBV - OL), als Straßenbaulastträger der K 348 
„Hermann-Ehlers-Straße “ unmittelbar betroffen

 Erschließung innerhalb des Baugebietes ist gewährleistet

Tiefbauamt der Gemeinde Bad Zwischenahn
 Hinweise zu den Eigentumsverhältnissen kleiner Flurstücke 

sowie deren Darstellung im Bebauungsplan als öffentliche 
Verkehrsfläche

 Hinweis zu dem Eigentumsverhältnis eines Flurstückes sowie 
dessen Darstellung im Bebauungsplan als private Grünfläche
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inhaltliche Hinweise
Landkreis Ammerland

 Unteren Wasserbehörde: Trinkwasserschutzgebiet 
"Alexanderfeld - Schutzzone III A" betroffen; Ablehnung der 
Herstellung bzw. des Betreibens von Erdwärmeanlagen durch 
Trinkwasserversorger EWE Wasser Oldenburg

Verbot von Erdwärmeanlagen in Hinweisen aufgenommen

 Eingezeichnete Wallhecke besteht nicht mehr 

Wallheckendarstellung wird aus der Planzeichnung genommen; 
stattdessen wird der Baum- und Strauchbestand geschützt 

 Hinweise zum Lärmgutachten

Werden durch das zuständige Büro aufgenommen 

 Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird empfohlen, den 
Versiegelungsgrad bei Neubauten auf ein Minimum zu 
beschränken 

Überplanung eines Bestandsgebietes, ohne zusätzlichen (neuen) 
Bebauungsmöglichkeiten; gesicherte Entwässerung Teil des 
Zulassungsverfahren

 Redaktionelle Hinweise 
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inhaltliche Hinweise
Handwerkskammer Oldenburg

 Bedenken hinsichtlich zwei bestehender Handwerkbetriebe 
(Tischlereien) wegen der Ausweisung als Allgemeines 
Wohngebiet

 im  Bebauungsplan wird eine Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO 
aufgenommen („Fremdkörperfestsetzung“):

Rechtsprechung: eine Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO bedeutet nicht. 
dass der Betriebsinhaber mit den Nutzungsmöglichkeiten vorliebnehmen 
muss, die ihm sonst nur im Rahmen des herkömmlichen Bestandsschutzes 
verbleiben (im Wesentlichen Reparatur- und Erhaltungsmaßnahmen), 
sondern dass er je nach der Maß der getroffenen Regelung weiterhin 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen 
vornehmen kann. Vorhandenen Nutzungen werden auf diese Weise 
Entwicklungschancen offengehalten, selbst wenn sie dem Charakter des 
festgesetzten Gebiets an sich fremd sind.

Eine „Fremdkörperfestsetzung“ nach § 1 Abs. 10 BauNVO gilt als dauerhafte 
Sicherung der aktuellen Betriebe sowie deren Betriebsabläufe.
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Faktisch besteht das Mischgebiet nur in Planzeichnung, da außer des 
Tischlereibetriebes keine weiteren MI-Nutzungen vorzufinden sind; 
komplette Prägung als WA (auch angrenzende Bebauungspläne).

Eine Beibehaltung der Ausweisung eines Mischgebietes würde 
konfliktbehaftet sein, da bei Aufgabe der aktuellen Nutzung zukünftige 
Grundstückseigentümer ein gewisses Maß an gewerblicher Nutzung 
nachweisen müssten (min. 50%), oder eine „Briefmarkenplanung“ vorläge, 
die jedoch nicht planerisches Ziel der Gemeinde ist und für zukünftige 
Bauleitplanung eine ungewollte Referenzfunktion einnehmen könnte. 



inhaltliche Hinweise - privat
BürgerIn 1

 Verdichtung des bestehenden Baugebietes sollte auf folgende Punkte 
eingehen:

- Schutz bestimmter Bereiche von Grünflächen (am besten auch 
prozentualer Mindestschutz) um der weiteren Versiegelung ent-
gegen zu wirken

min. 40% des Grundstückes sind zu begrünen

- ältere Bäume sollten als besonders geschützt gelten
 Baumbestand wird eingemessen und als zu erhalten fest-
gesetzt

- Schottergärten verboten
 Schottergärten sind explizit ausgeschlossen

- Schwamm- bzw. Sickerbereiche eingeplant werden (um mit künf-
tigen Starkregenereignissen umgehen zu können

 im bestehenden Siedlungsgebiet können keine Schwamm-
oder Sickerbereiche ausgewiesen werden

 Kann Verkauf von Grundstücken an Großinvestoren verhindert werden?

 Bestandsgebiet ohne kommunale Grundstücke

 wenn derzeit Kita und Schule nicht genügend Plätze haben kann eine 
Nachverdichtung der Fläche, die künftig weitere Kita- bzw. Schulplätze 
fordern wird, zumindest mit Augenmaß erfolgen?

 Bestandsgebiet ohne Einwirken auf freien Immobilienmarkt

 Ammerland, insbesondere die Gemeinde Bad Zwischenahn, sollte 
Gartengemeinden erhalten. Trotz allgemein hoher Nachfrage wegen der 
Nähe zu Oldenburg: muss die bedient werden, wenn angesichts des 
Klimawandels und Artenschwunds der vorhandene Grünraum, die Gärten, 
eine wichtige Rolle spielen? 

 Bestandsgebiet ohne Möglichkeiten der Enteignung
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inhaltliche Hinweise - privat
BürgerIn 2

 Aufgrund der (langjährigen) gewerblichen Nutzung an der 
August-Hinrichs-Straße wird Mischgebietsnutzung gewünscht; 
Handwerksbetrieb mit Anlieferungs- und Kundenverkehr, 
Absauganlagen sowie weiteren Lärmfaktoren

 im  Bebauungsplan wird eine Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO 
aufgenommen („Fremdkörperfestsetzung“):

Rechtsprechung: eine Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO bedeutet nicht. 
dass der Betriebsinhaber mit den Nutzungsmöglichkeiten vorliebnehmen 
muss, die ihm sonst nur im Rahmen des herkömmlichen Bestandsschutzes 
verbleiben (im Wesentlichen Reparatur- und Erhaltungsmaßnahmen), 
sondern dass er je nach der Maß der getroffenen Regelung weiterhin 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen 
vornehmen kann. Vorhandenen Nutzungen werden auf diese Weise 
Entwicklungschancen offengehalten, selbst wenn sie dem Charakter des 
festgesetzten Gebiets an sich fremd sind.

Eine „Fremdkörperfestsetzung“ nach § 1 Abs. 10 BauNVO gilt als dauerhafte 
Sicherung der aktuellen Betriebe sowie deren Betriebsabläufe.
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Faktisch besteht das Mischgebiet nur in Planzeichnung, da außer des 
Tischlereibetriebes keine weiteren MI-Nutzungen vorzufinden sind; 
komplette Prägung als WA (auch angrenzende Bebauungspläne).

Eine Beibehaltung der Ausweisung eines Mischgebietes würde 
konfliktbehaftet sein, da bei Aufgabe der aktuellen Nutzung zukünftige 
Grundstückseigentümer ein gewisses Maß an gewerblicher Nutzung 
nachweisen müssten (min. 50%), oder eine „Briefmarkenplanung“ vorläge, 
die jedoch nicht planerisches Ziel der Gemeinde ist und für zukünftige 
Bauleitplanung eine ungewollte Referenzfunktion einnehmen könnte. 



Vorentwurf Entwurf
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Private Grünfläche

Öffentliche 
Verkehrsfläche

Fuß- und Radweg

Erhaltungsfläche f. 
Bäume und Sträucher



Textliche Festsetzungen
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Textliche Festsetzungen
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Örtliche Bauvorschriften

16

Ergänzung: 
braune Dachfarben;
einfarbig
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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